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Kantone und Gemeinden haben bei der Definition 
der Massnahmen des Bundes und deren Anord­
nung keine aktive Rolle und allenfalls wenig Mög­
lichkeiten zur Mitwirkung.
Hingegen kommt den Gemeinden und dem Kanton 
bei der Umsetzung der durch den Bund angeord­
neten Massnahmen und der Bewältigung von allfäl­
ligen Folgewirkungen in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich eine bedeutende Rolle zu. Die Aufgaben, die 
es vorzubereiten und gegebenenfalls umzusetzen 
gilt, können dabei verschiedenen Rollen zugeord­
net werden:

•	 Gemeinde (und Kanton) als Energiebezüger: 

Wie alle Gas- und Strombezüger müssen auch 
die Gemeindeverwaltung, die kommunalen Be-
triebe, Werke oder weitere öffentliche Institutio­
nen (Schulen, Heime, Spitex usw.) ihren Beitrag 
zur Bewältigung einer Energiemangellage leisten 
und die Massnahmen des Bundes befolgen. In 
ihrer Rolle als Energiebezügerin bereitet sich die 
Gemeinde in geeigneter Weise und angepasst 
auf ihre jeweilige Ausgangslage darauf vor.

•	 Gemeinde als verantwortliche Behörde: 
Die Behörden sind für die Bewältigung allfälliger 
versorgungs- und sicherheitsrelevanter Folgen 
für die Öffentlichkeit, welche aus der Umset­
zung der vom Bund verordneten Massnahmen 
resultieren, zuständig. Sie koordinieren die dazu 
erforderlichen Aktivitäten und treffen die not­
wendigen vorsorglichen Massnahmen in ihrem 
Verantwortungsgebiet. Sie entscheiden darüber, 
welche organisatorischen Vorkehrungen zur 
Bewältigung der jeweiligen Situation getroffen 
werden müssen. In diesem Zusammenhang kön­
nen sie die Regionalen Führungsorgane (RFO) 
beauftragen, sie zu unterstützen.

Der vorliegende Leitfaden stellt eine Hilfestellung 
für die Gemeinden dar, die anstehenden Vorbe­
reitungsaufgaben zur Bewältigung einer Energie­
mangellage in den zwei beschriebenen Rollen zu 
bearbeiten. Die angeführten Aufgaben verstehen 
sich als Beispiele und haben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, sie müssen auf die jeweiligen ört­
lichen Gegebenheiten angepasst werden. 

In den Kapiteln 4 und 5 sind die Aufgaben der 
Gemeinden – soweit zurzeit feststellbar – in den 
beiden Szenarien Strom- und Gasmangellage 
gegliedert nach dem Eskalationsplan des Bundes 
(siehe Abbildungen 1 und 2) aufgeführt.

1.	 Aufgaben der Gemeinden und Kantone 
bei einer Energiemangellage
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Beim Erlass von Massnahmen zur Bewältigung 
einer Strom- oder Gasmangellage (Energieman-
gellage) liegt die Federführung beim Bund.

Auf Ebene Kanton hat der Regierungsrat am  
17. August 2022 eine Task Force eingesetzt. In die­
ser sind alle Departemente und die Staatskanzlei 
vertreten. Sie befasst sich mit den möglichen Aus­
wirkungen und dem Handlungsbedarf für den Kan­
ton Aargau im Zusammenhang mit einer Strom- 
und Gasmangellage, erstellt eine Eventualplanung 
für den Kanton Aargau und erarbeitet zuhanden 
des Regierungsrats Vorschläge für Planungen, 
Vorkehrungen, Vorbereitungen und das kantonale 
Krisenmanagement in den einzelnen Phasen. Dabei 
arbeitet sie eng mit dem Kantonalen Führungsstab 
(KFS) und über den KFS mit den Regionalen Füh­
rungsorganen (RFO) zusammen. 

Die massgeblichen Rechtsgrundlagen, aus denen 
sich die Zuständigkeiten von Bund, Kanton und  
Gemeinden ableiten, sind folgende:
•	 Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landes­

versorgung (Landesversorgungsgesetz, LVG) 
vom 17. Juni 2016; SR 531

•	 Verordnung über die wirtschaftliche Landesver­
sorgung (VWLV) vom 10. Mai 2017; SR 531.11

•	 Verordnung über die Organisation zur Sicher­
stellung der wirtschaftlichen Landesversor­
gung im Bereich der Elektrizitätswirtschaft vom 
10. Mai 2017; SR 531.35

•	 Gesetz über den Bevölkerungsschutz und den 
Zivilschutz im Kanton Aargau (BZG-AG) vom  
4. Juli 2006; SAR 515.200

•	 Verordnung über den Bevölkerungsschutz  
und Zivilschutz im Kanton Aargau vom 22. No­
vember 2006; SAR 515.211

Die Situation kann sich zu einem bevölkerungs­
schutzrelevanten Ereignis entwickeln. 

Nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes über den Bevölke­
rungsschutz und den Zivilschutz im Kanton Aargau 
(BZG-AG, SAR 515.200) tragen die Gemeinderäte 
die Verantwortung für den Bevölkerungsschutz 
in ihrer Gemeinde. Sie erfüllen diese Aufgabe in 
Zusammenarbeit mit den anderen Gemeinden der 
jeweiligen Bevölkerungsschutzregion.

§ 10 Abs. 1 formuliert, dass die Regionalen Füh­
rungsorgane (RFO) das Führungsinstrument der 
Gemeinden in den Bevölkerungsschutzregionen 
sind. Bei Grossereignissen, Katastrophen, Not­
lagen, schweren Mangellagen und bewaffneten 
Konflikten informieren und beraten sie die Gemein­
deräte, schlagen Massnahmen vor und vollziehen 
die Entscheide der Gemeinderäte.

Damit stehen den Gemeinden im Kanton Aargau 
Partner zur Verfügung, welche bei der Vorberei­
tung bzw. Bewältigung einer Mangellage speziell 
vor oder im Ereignisfall unterstützen können. Die 
Angehörigen der RFO werden auf ihre Aufgaben 
vorbereitet, beispielsweise durch Ausbildungsan­
gebote und Kurse des Kantons Aargau und durch 
eigene Rapporte und Übungen. Unterstützung kann 
z. B. durch Analyse der Problemstellungen und Fol­
gen, durch Massnahmen- und Eventualplanungen, 
durch Begleitung von Kommunikationsmassnah­
men oder durch die Koordination der Arbeiten ver­
schiedener Beteiligter erfolgen. Im Rahmen einer 
konkret drohenden oder eingetretenen Mangellage 
können die RFO mit den Gemeinden ebenso  
zusammenarbeiten wie mit dem Kanton. 

2.	 Organisation und  
Rechtsgrundlagen Mangellage
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Es ist entsprechend möglich und sinnvoll, dass 
die Gemeinden bzw. die in den Regionen für den 
Bevölkerungsschutz zuständigen Stellen sich mit 
den RFO absprechen und dann allenfalls konkrete 
Aufträge erteilen.

Es wurde ein Kantonaler Delegierter für wirt­
schaftliche Landesversorgung (KDWL) benannt, 
der in der Abteilung Militär und Bevölkerungs­
schutz im Departement Gesundheit und Soziales 
(DGS) angesiedelt ist.
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¹	 Wichtiger Hinweis: Bei der am 31. August 2022 lancierten Energiesparkampagne www.nichtverschwenden.ch handelt es sich 
noch nicht um die Sparappelle gemäss Massnahmenplan Landesversorgung.

Im Unterschied zu einem Stromausfall (Blackout) ist 
Strom in einer Strommangellage verfügbar, allerdings 
in reduziertem Mass. In einer Strommangellage über­
steigt die Nachfrage nach elektrischer Energie wegen 
zu geringen Produktions-, Übertragungs- und / oder 
Importkapazitäten während mehrerer Tage, Wochen 
oder Monate das zur Verfügung stehende Angebot.

Es geht bei den Massnahmen darum, dass für 
die Energieversorgung der Schweiz Angebot und 

Nachfrage bei Strom und Gas ausgewogen sind, 
trotz einer allfälligen Verknappung des Angebots. 

Bei einer Strommangellage sind in einem ersten 
Schritt Sparappelle1 vorgesehen. Bei einer Ver-
schärfung der Lage folgen Einschränkungen oder 
Verbote nicht zwingend benötigter Geräte und An­
lagen, danach Kontingentierungen sowie als letzte 
Stufe Netzabschaltungen für einige Stunden.

3.	 Übersicht Massnahmenplan Bund

Abbildung 1: 

Massnahmenplan Stromman­

gellage (Quelle BWL), Stand:  

29. September 2022

7Energiemangellage Leitfaden für Gemeinden

https://www.energieschweiz.ch/programme/nicht-verschwenden/startseite/


In einer Gasmangellage gibt es Gas, aber die 
Nachfrage übersteigt das Angebot während meh-
rerer Tage, Wochen oder Monate. Auch bei einer 
Gasmangellage besteht die erste Stufe aus Spar­
appellen, anschliessend erfolgt die Umschaltung 
auf Zweistoffanlagen von Gas auf den Ersatzbrenn­
stoff, danach werden Einschränkungen oder Verbo­
te für gewisse Anwendungen und als letzte Stufe 
Kontingentierungen angeordnet.

Tritt international eine weitere Verschärfung der 
Versorgungslage mit Erdgas ein, besteht die 
Möglichkeit, dass mit Gas betriebene Kraftwerke 
ihre Produktion an elektrischer Energie reduzieren 

oder den Betrieb ganz einstellen. Dies hätte unter 
Umständen direkte Auswirkungen auf die Ver­
sorgungslage mit elektrischer Energie, auch in der 
Schweiz.

Die Massnahmen werden vom Bundesrat beschlos­
sen und von der Energiebranche (Strom: Organi­
sation für Stromversorgung in ausserordentlichen 
Lagen, OSTRAL; Gas: Kriseninterventionsorganisa­
tion für die Gasversorgung in ausserordentlichen 
Lagen, KIO) umgesetzt. Die Energieversorgungs­
unternehmen übernehmen dabei im Auftrag des 
Bundes bzw. von OSTRAL und KIO hoheitliche 
Aufgaben.

Abbildung 2: Massnahmenplan 

Gasmangellage (Quelle BWL), 

Stand: 29. September 2022
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4.	 Szenario Strommangellage –  
Aufgaben Gemeinde

4.1 �Stufe 1: Sparappelle

Mit der Energiesparkampagne «nichtverschwen­
den.ch» ruft der Bund die Bevölkerung dazu auf, 
den Verbrauch von elektrischer Energie freiwillig 
zu reduzieren bzw. die Verschwendung von Energie 
zu vermeiden. Die Kampagne hat zum Ziel, die 
Bevölkerung für die Mangellage zu sensibilisie­
ren und den Verbrauch elektrischer Energie so zu 
reduzieren, dass weitergehende Massnahmen nicht 
notwendig werden. Diese Energiesparkampagne 
ist den Sparappellen vorgelagert und somit nicht 
Teil der Stufe 1.

Dadurch kann aber schon heute ein Beitrag an den 
Erhalt der Füllstände von Speicherstauseen in der 

Schweiz und auch der europäischen Gasspeicher 
geleistet werden.

In einem weiteren Schritt kann der Bund offizielle 
Sparappelle an die Öffentlichkeit richten (Stufe 1). 
Diese haben das Ziel, nicht nur die Verschwendung 
von Energie zu vermeiden, sondern durch den 
Verzicht auf überwiegend dem Komfort dienende 
Annehmlichkeiten zusätzlich Energie einzusparen.

Die Gemeinden sind betroffen, da sie selber 
Stromverbraucher sind, eine Vorbildfunktion  
einnehmen und im direkten Kontakt mit der  
Bevölkerung stehen.

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin 

•	 Erhebung des Stromverbrauchs (Anlagen und 
Verbrauch) im Bereich der Gemeindeverwaltung, 
der kommunalen Betriebe und weiteren kommu­
nalen Gebäuden (Schulen, Pflegeheime usw.)

•	 Erarbeitung von Einsparmöglichkeiten und einer 
Verzichtsplanung, ggf. unter Einbezug der zu­
ständigen Gemeindeberaterin bzw. des Gemein­
deberaters der energieberatungAARGAU2 

•	 Information über die geplanten Sparmassnahmen 
an die betroffenen Stellen in der Verwaltung und 
den kommunalen Betrieben und Gebäuden

•	 Vorsorgemassnahmen für den Weiterbetrieb 
oder die Zugänglichkeit von besonders relevanten 
Infrastrukturen (Wasserversorgung, Abwasser, 

ARA, Feuerwehrmagazine usw.) überprüfen und 
allenfalls fehlende Mittel beschaffen (bspw.  
Notstromgeneratoren) sowie den Betrieb sicher­
stellen (bspw. Bedienung von Toren). Überprüfen 
der diesbezüglichen Planungsgrundlagen und 
Konzepte in kommunaler Zuständigkeit, welche 
im Rahmen der Vorsorge auch Szenarien für die 
Bewältigung von ausserordentlichen Ereignissen 
enthalten:
	• GEP (genereller Entwässerungsplan)
	• GWP (generelles Wasserversorgungsprojekt), 

sofern vorhanden
	• Konzept zur Sicherstellung der Trinkwasser­

versorgung in schweren Mangellagen (Basis: 
VTM SR 531.32). Siehe dazu auch Anhang 4.

2	 www.ag.ch/energie > Bauen&Energie > energieberatungAARGAU > Gemeinden > Ihre Ansprechperson
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Aufgaben im Ereignisfall

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Umsetzung der Sparmassnahmen im eigenen 
Zuständigkeitsbereich anordnen

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Öffentlichkeit über allfällige Einschränkungen in 
den öffentlichen Dienstleistungen informieren 
und zu eigenem Energiesparen aufrufen. Allen­
falls kann das RFO hier z. B. zur Kommunikation 
beratend unterstützen.

Bereits in diesem Stadium haben die Gemeinden 
ein grosses Potenzial sowie eine Vorbildfunktion, 
um mitzuhelfen, einschneidendere Massnahmen 
zu verhindern. Um das Verständnis und die  
Akzeptanz der Bevölkerung zu gewinnen,  
orientieren sich die kommunalen Massnahmen 
idealerweise an jenen des Bundes und des Kan­
tons bzw. werden interkommunal koordiniert.

Empfehlung für mögliche freiwillige Massnahmen 

für Gemeindeverwaltungen und kommunale  

Betriebe (beispielhafte Auswahl)

•	 Einschränkung von Heizwärme: Senkung der 
Raumtemperatur um 3 Grad auf 18 – 20 Grad in 
öffentlichen Gebäuden der Gemeindeverwal­
tung, Bibliotheken, Gemeinschaftszentren sowie 
in Schulgebäuden 

•	 Temperaturreduktion um ein bis zwei Grad in 
Sportanlagen wie Hallenbädern, Schliessung 
von Wellnessangeboten in Sporteinrichtungen 

•	 Temperaturüberprüfungen bei vermieteten Ge­
bäuden im Gemeindeeigentum (Gewerbeliegen­
schaften, Veranstaltungssäle, Restaurants usw.)

•	 Umschaltungen bei Zweistoffanlagen (sofern 
vorhanden; s. u.)

•	 Reduktion des Einsatzes von Lüftungsanlagen 
(Luftmenge, Einsatzzeit), Liftanlagen usw.

•	 Reduktion oder Verzicht auf öffentliche Beleuch­
tung von Gebäuden, Schaukästen usw.

•	 Reduktion der Öffnungszeiten von kommunalen 
Gebäuden und Angeboten (Bibliotheken,  
Turnhallen, Badeanlagen)

•	 Weitere Optimierungen, z. B. Umstellen auf LED-
Beleuchtung, Ausschalten von nicht benötigten 
Geräten (nach Feierabend Rundgang durch 
Verwaltungsgebäude organisieren mit Ziel, 
sämtliche Geräte auszuschalten)

•	 Überprüfung von Einsparmöglichkeiten bei 
Strassenbeleuchtung 

•	 Strassenbeleuchtung
	• Primäre Massnahmen sind Umrüstung auf ener­

gieeffiziente LED-Technik und Umsetzung einer 
normgerechten Nachtabsenkung oder Nachtab­
schaltung (in Abh. Verkehrsaufkommen und öV)

	• Verkehrssicherheit auf Kantonsstrassen ist 
auch in Stufe 1 und 2 jederzeit zu gewährleis-
ten, weitergehende Entscheide auf Stufe 
Regierungsrat oder Bund vorbehalten

	• Fussgängerstreifen sind weiterhin zu beleuchten
	• Konsequente Nachtabschaltung (beispiels­

weise 00.30–05.00 Uhr) auf Gemeinde- und 
Quartierstrassen prüfen und umsetzen,  
wo es für die Wahrung der Verkehrssicherheit 
vertretbar und technisch umsetzbar ist.

•	 Weihnachtsbeleuchtungen / Weihnachtsmärkte
	• Im öffentlichen Raum sind angemessen  

reduzierte Weihnachtsbeleuchtungen vom  
27. November 2022 (1. Advent) bis zum  
6. Januar 2023 (Dreikönigstag) jeweils 
zwischen 16.00 Uhr und 23.00 Uhr mög­
lich. Sofern nicht gänzlich darauf verzichtet 
werden soll, kann mit einer Akzentuierung an 
wenigen, zentralen Orten mit einem Minimum 
an elektrischer Energie eine weihnächtliche 
Stimmung geschaffen werden.

•	 Vorbereitung der öffentlichen Kommunikation 
über Einsparungen auf Gemeindeebene, welche 
für Bevölkerung und Wirtschaft spürbar sind

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Vorbereitung geeigneter Kommunikationsmass­
nahmen zur Unterstützung der Sparappelle von 
Bund und Kanton auf dem ganzen Gemeindegebiet
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4.2 �Stufe 2: Verbrauchseinschränkungen

Mittels Verordnung verbietet der Bundesrat den 
Betrieb bestimmter nicht zwingend notwendiger 
Geräte oder Anwendungen oder schränkt deren 
Nutzung ein. Die Liste der betroffenen Anwen­
dungen wird erst mit der Inkraftsetzung der Ver­
ordnung kommuniziert und kann z. B. Schaufens­
ter- oder Reklamebeleuchtung, Rolltreppen oder 
Saunen enthalten und regional unterschiedlich 
ausfallen (siehe Beispiele im Anhang 2). Die Ver­
brauchseinschränkungen und -verbote fokussie­
ren in erster Linie auf Freizeit- und Komfortbe­
reiche, können situationsabhängig aber auch 
ausgeweitet werden.

Gemäss Verlautbarungen des BWL sind bei dieser 
Massnahme auf Stufe Kanton und Gemeinde Aus­
nahmen aus Sicherheitsüberlegungen möglich. Ge­
nannt wird in diesem Zusammenhang explizit die 
öffentliche Beleuchtung. Zum Prozess zur Definition 
solcher Ausnahmen sind derzeit die notwendigen 
Informationen seitens Bund noch ausstehend.

Verbrauchseinschränkungen, welche von den 
Verteilnetzbetreibern (VNB) nicht technisch um­
gesetzt werden können, werden von Bevölkerung, 
Wirtschaft und öffentlicher Hand eigenver­
antwortlich eingehalten. Kontrollen erfolgen 
gemäss BWL nur stichprobenweise. Zum Thema 
sämtlicher Kontrollen wird unter der Leitung des 
Departements Bau, Verkehr und Umwelt (BVU) 
und unter Einbezug der Kantonspolizei und  
der Regional- und Stadtpolizei ein Konzept  
erarbeitet. Es liegt zurzeit noch nicht vor.

Die Massnahme wird schätzungsweise 10 % des 
Stromverbrauchs einsparen.

Die Gemeinden sind betroffen, wenn sie selber 

Anlagen und Anwendungen betreiben, die 

Verbrauchseinschränkungen unterliegen sowie 

bei der Kontrolle und Durchsetzung allfälliger 

Verbote bzw. Einschränkungen.

	• Im privaten Raum sollen sich Betreiber von 
Weihnachtsbeleuchtungen ebenfalls an den 
Empfehlungen für den öffentlichen Raum 
orientieren.

	• Weihnachtsbeleuchtungen gelten nicht als 
Ersatz für Strassenbeleuchtungen.

	• An Weihnachtsmärkten ist auf eine der Lage 
entsprechend reduzierte Beleuchtung zu 
achten. Auf elektrische Heizgeräte ist zu ver­
zichten.

	Siehe Beispiele für mögliche Sparmassnahmen  
im Anhang 2.
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3	 Referenzperiode: Diese entspricht im Grundsatz dem gleichen Zeitraum des vergangenen Jahres. In begründeten Fällen kann  
der NBE eine davon abweichende Referenzperiode festlegen.

4	 OSTRAL Informationsbroschüre für Grossverbraucher:  
www.ostral.ch/de/dokument/informationsbroschuere-fuer-grossverbraucher

4.3 �Stufe 3: Stromkontingentierung

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Information der betreffenden Verwaltungseinhei­
ten, Betriebe und weiteren kommunalen Gebäude 
bzw. Institutionen (Schulen, Pflegeheime, Spitex 
usw.), um sie für die verbindlich umzusetzenden 
Verbrauchseinschränkungen vorzubereiten

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Identifikation von dringend notwendigen Aus­
nahmen im Bereich der öffentlichen Beleuchtung 
(Abklärung der technischen Möglichkeiten für 
eine Ausnahme mit Verteilnetzbetreiber)

Aufgaben im Ereignisfall

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Information der betreffenden Verwaltungsein­
heiten über die verbindlich umzusetzenden  
Verbrauchseinschränkungen

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Allfällige vom Bund erlaubte Ausnahmen umsetzen
•	 Bevölkerung über allfällige Einschränkungen in 

den öffentlichen Dienstleistungen informieren 
und zum Befolgen der Vorgaben aufrufen

•	 Umsetzung im Rahmen der eigenen Zuständig­
keiten (z. B. bei Bewilligungen für Anlässe)

	Siehe Beispiele für mögliche Verbrauchsein-
schränkungen im Anhang 2.

Der Bundesrat schränkt per Verordnung die Beliefe­
rung von Grossverbrauchern (ab Jahresverbrauch 
> 100’000 kWh) ein. Der Kontingentierungssatz gibt 
an, wie hoch der Verbrauch im Vergleich zum Refe­
renzverbrauch3 sein darf. Die Höhe orientiert sich 
an der konkreten Mangellage. Der Verteilnetzbetrei­
ber (VNB) berechnet das Kontingent pro  
Verbraucher und teilt ihm dieses per Verfügung 
mit. Der Verbraucher kann sein Kontingent inner­
halb der definierten Kontingentierungsperiode 
nutzen (z. B. Monatsbasis). Die Unternehmen ent­
scheiden selber, wie oder wo sie die geforderte 
Strommenge einsparen (kontinuierliche Reduktion 

des Bezugs oder alternierende Phasen von Betrieb 
und Betriebsunterbruch). Grossverbraucher mit 
mehreren Standorten innerhalb eines Verteil­
netzes bzw. mit Standorten in den Netzgebieten 
verschiedener Verteilnetzbetreiber haben bei der 
Massnahme «Kontingentierung» die Möglichkeit, 
ihr Stromkontingent über alle Standorte summiert 
zu bewirtschaften. Sie können während einer 
Strommangellage beispielsweise einen Standort 
vollständig stilllegen und einen anderen regulär 
weiterführen. Dies gilt nicht im Fall einer Sofort-
kontingentierung4.
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5	 Als Grossverbraucher gilt eine Gemeinde, wenn sie ein oder mehrere Objekte betreibt, deren Messstelle (Zähler elektrischer Energie 
des VNB) einen Jahresverbrauch von über 100’000 kWh ausweist.

6 	BCM: Business Continuity Management 

Dauert in einer akuten Situation das Verfahren für 
den Erlass der Kontingentierungsverordnung zu 
lange (Vorlaufzeit von vier Wochen), verordnet der 
Bund zunächst eine Sofortkontingentierung. Die 
Kontingentierung gilt in diesem Fall auf Tagesba­
sis und die Unternehmen erhalten im Gegensatz 
zur ordentlichen Kontingentierung keine spezi­
fischen Verfügungen, sondern berechnen ihre 
Kontingente eigenverantwortlich. Verbraucher mit 
mehreren Standorten werden bei der Sofortkon­
tingentierung einzeln bzw. pro Verbrauchsstätte 
und nicht als Einheit betrachtet.

Der Bund sieht bei dieser Massnahme keine kan­
tonsspezifischen Lösungen und Ausnahmen vor. 
Die betroffenen Stromgrossverbraucher wurden 
bereits von OSTRAL kontaktiert und zur Vorberei­
tung der Umsetzung einer allfälligen Kontingen­
tierung aufgerufen. Die Umsetzung und Kommu­
nikation sowie auch die Kontrolle der Massnahme 
erfolgt direkt durch die VNB und OSTRAL.

Die Massnahme wird schätzungsweise 5 bis 15 % 
des Stromverbrauchs einsparen.

Die Gemeinden sind betroffen, sofern sie als 

Stromgrossverbraucher5 gelten (> 100’000 kWh).

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Über den Energieversorger ist abzuklären, ob 
die Gemeinde und/oder einzelne Standorte oder 
kommunale Betriebe als Grossverbraucher ein­
gestuft sind

•	 Erfassung des Stromverbrauchs der kommuna­
len Grossverbraucher (Standorte/Anlagen/Insti­
tutionen)

•	 Identifikation und Bezifferung von Einspar­
möglichkeiten und Erstellung einer Verzichts- 
bzw. Eskalationsplanung entlang potenzieller 
Kontingentierungssätze (z. B. 70 %, 80 %, 90 %)

•	 Technische Umsetzung der geplanten Einsparun­
gen prüfen (mit VNB)

•	 Vorbereitung der Information der Öffentlich­
keit über Einschränkungen in den kommunalen 
Dienstleistungen und Angeboten

•	 Überprüfung der Risiko- und BCM6-Konzepte 
der kommunalen Grossverbraucher (Standorte/
Anlagen/Institutionen); Vorbereitung allfälliger 
Massnahmen

•	 Allenfalls alternative Stromquellen (Stromgene­
ratoren) beschaffen

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Identifikation von problematischen Folgen der 
Massnahme auf die Sicherheit oder Versorgung 
der Bevölkerung und Erarbeitung entsprechen­
der Bewältigungsstrategien. Hier kann es  
sinnvoll sein, dass sich die Gemeinden mit dem 
RFO koordinieren.
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4.4 �Stufe 4: Stromnetzabschaltung

Nach Inkraftsetzung der entsprechenden 
Verordnung des Bundesrats trennen die VNB die 
Verbraucher in ihrer Region zyklisch für jeweils 
mehrere Stunden vom Netz (normalerweise 
4 Stunden Abschaltung auf 4 bis 8 Stunden 
Versorgung). Für sicherheits- und versorgungs­
relevante Einrichtungen wie Spitäler, 
Blaulichtorganisationen usw. sind Ausnahmen 
vorgesehen, sofern technisch7 machbar. Mit dem 
Vollzug der Stromnetzabschaltungen ist die 
OSTRAL betraut. Sämtliche Energieversorger sind 
verpflichtet, Abschaltpläne zu erstellen.

Die Massnahme wird maximal 50 % des 
Stromverbrauchs einsparen.

Die Gemeinden sind wie alle Verbraucher (mit 

wenigen Ausnahmen) von der Netzabschaltung 

betroffen. Zudem gilt es zusammen mit dem 

Kanton die Grundversorgung und die Information 

der Bevölkerung sicherzustellen.

7	 Ausnahmen sind nur möglich, wenn die Netztopologie des Stromverteilnetzes über entsprechende Voraussetzungen verfügt.  
Dies ist mit dem lokal zuständigen VNB zu klären.

Aufgaben im Ereignisfall 

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Für Grossverbraucher: Umsetzung der Kontin­
gentierung in der Gemeindeverwaltung und den 
kommunalen Betrieben und Gebäuden sicher­
stellen

•	 Öffentlichkeit über Einsparungen auf Gemeinde­
ebene informieren, welche für Bevölkerung und 
Wirtschaft spürbar sind

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Bei Bedarf allfällige Bewältigungsstrategien zur 
Abmilderung von versorgungs- und sicherheits­
problematischen Folgewirkungen umsetzen. 
Hier kann es ebenfalls sinnvoll sein, dass das 
RFO unterstützt.

Bei der Umsetzung der Stromkontingentierung 
ist es entscheidend, dass die Gemeinde Kenntnis 
über den Verbrauch der einzelnen Grossver­
braucher (Standorte/Anlagen/Institutionen) im 
fraglichen Zeitraum hat. Nur so kann sie ihre Ver­
antwortung wahrnehmen und den verordneten 
Kontingentierungssatz zuverlässig einhalten.

Mögliche zusätzliche Massnahmen für Gemeinde-

verwaltungen und kommunale Betriebe zur  

Erreichung der geforderten Einsparung (beispiel-

hafte Auswahl):

•	 Zusammenlegung von Standorten oder teilweise 
Verlegung des Personals ins Home Office zur 
Einsparung von elektrischer Energie.
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Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Technisches Umsetzungskonzept für Gemeinde­
verwaltung und kommunale Betriebe und Ge-
bäude (Schulen, Bibliotheken usw.) vorbereiten 
(kontrollierte Abschaltungen, mit VNB)

•	 Abklären der technischen Machbarkeit für Aus­
nahmen für sicherheits- und versorgungsrele-
vante Verbraucher (mit VNB)

•	 Konzept erarbeiten für die vorsorgliche Ausser­
betriebnahme von Anlagen, welche bei abrupter 
Abschaltung die Sicherheit von Personen gefähr­
den könnten (z. B. Lift-Anlagen)

•	 Vorbereitung allfällig ausserplanmässiger Inbe­
triebnahmen (zum Beispiel einer Wärmepumpe 
im Nachtabsenkungsmodus)

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Analyse der Folgen für kritische und versor­
gungsrelevante Infrastrukturen, falls Ausnahmen 
technisch nicht möglich sind, inkl. Erarbeitung 
allfälliger Bewältigungsstrategien auf dem Ge-
meindegebiet. Dies unter Berücksichtigung, dass 
eventuell nicht auf cloudbasierte Datenhaltung 
zurückgegriffen werden kann (Patientendossier, 
Finanz- oder Lagerbuchhaltungen etc.).

•	 Business Continuity Management (BCM) für alle 
absolut notwendigen Aufgaben und Dienstleis­
tungen sicherstellen, z. B. über Notstromversor­
gung (z. B. auch Konzept für die Betankung von 
Feuerwehrautos und weiteren Kommunalfahr­
zeugen ohne Stromversorgung erstellen)

•	 Vorbereitung auf einen Ausfall der Kommu­
nikation, Konsequenzen für sicherheits- und 
versorgungsrelevante Institutionen (Schulen, 
Pflegeheime, Spitex usw.)

•	 Überlegungen anstellen, welche besonders ver­
letzlichen Bevölkerungsgruppen bei Unterbruch 
der Stromversorgung spezifische Betreuung/
Unterstützung benötigen und Erarbeitung von 
entsprechenden Angeboten

•	 Konzept für öffentliche Kommunikation erarbeiten 
(öffentliche Dienstleistungen, Verhalten, Sicher­
heit, Treffpunkte usw.)

•	 Stromlose Kommunikation innerhalb der Einsatz­
kräfte vorbereiten

•	 Erarbeitung Konzept zur Aufrechterhaltung der 
lokalen Sicherheit 

•	 Hier ist es angeraten, die Einbindung des RFO  
zu prüfen 

Aufgaben im Ereignisfall 

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Technische Bewältigung in der Gemeindeverwal­
tung, den kommunalen Betrieben und weiteren 
Gebäuden (Schulen, Pflegeheime usw.) sicher­
stellen

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Aufrechterhaltung der lokalen Sicherheit 
•	 Bewältigungsstrategien zur Abmilderung von 

versorgungs- und sicherheitsproblematischen  
Folgewirkungen auf dem Gemeindegebiet um­
setzen und Angebote für besondere Bevölke-
rungsgruppen etablieren

•	 Öffentlichkeit über Angebote und Verhalten in­
formieren (öffentliche Dienstleistungen, Sicher-
heit, Treffpunkte usw.)

•	 Hier ist es angeraten, die Einbindung des RFO  
zu prüfen
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5.1 �Stufe 1: Sparappelle

In einer Informationskampagne ruft der Bund 
gemeinsam mit der Gasbranche alle 
Erdgasverbraucher auf, mit der Verwendung von 
Erdgas sparsamer umzugehen. Der Appell 
beinhaltet Empfehlungen und Ratschläge für die 
freiwillige Reduktion des Verbrauchs. Je nach 
Situation wird gleichzeitig die Umschaltung der 
Zweistoffanlagen von Erdgas auf Heizöl 
angekündigt. Ziel der Sparappelle ist es, den 
Gasverbrauch so zu reduzieren, dass 
weitergehende Massnahmen nicht notwendig 
werden.

Die Massnahme tritt in Kraft, wenn der Bund 
offiziell Sparappelle an die Öffentlichkeit richtet 
(nicht zu verwechseln mit der seit Ende August 
2022 laufenden Energiesparkampagne des 
Bundes). Unabhängig davon können Massnahmen 
zur Einsparung des Gasverbrauchs bereits vorher 
ergriffen werden. Dadurch kann schon heute ein 
Beitrag an die Befüllung der europäischen 
Gasspeicher geleistet werden.

Die Gemeinden sind betroffen, sofern sie selber 

Gasbezüger sind bzw. auf ihrem Gemeindegebiet 

Gasbezüger vorhanden sind (siehe Anhang 5).

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Erhebung des Gasverbrauchs (Anlagen und Ver­
brauch) im Bereich der Gemeindeverwaltung, 
der kommunalen Betriebe sowie der weiteren 
kommunalen Gebäude (Schulen, Pflegeheime 
usw.)

•	 Erarbeitung von Einsparmöglichkeiten und einer 
Verzichtsplanung, ggf. unter Einbezug der zu­
ständigen Gemeindeberaterin bzw. des Gemein­
deberaters der energieberatungAARGAU8

•	 Betreffende Stellen in der Verwaltung, den 
kommunalen Betrieben und Gebäuden über die 
geplanten Sparmassnahmen informieren 

•	 Vorsorgemassnahmen für den Weiterbetrieb oder 
die Zugänglichkeit kritischer Infrastruktur (Was­
serversorgung, Abwasser, ARA, Feuerwehrma­
gazine usw.) überprüfen und allenfalls fehlende 
Mittel beschaffen (bspw. Notstromgeneratoren, 
Bedienung von Toren). Überprüfen der diesbe­
züglichen Planungsgrundlagen und Konzepte in 
kommunaler Zuständigkeit, welche im Rahmen 
der Vorsorge auch Szenarien für die Bewältigung 
von ausserordentlichen Ereignissen enthalten:
	• GEP (genereller Entwässerungsplan)
	• GWP (generelles Wasserversorgungsprojekt), 

sofern vorhanden
	• Konzept zur Sicherstellung der Trinkwasser­

versorgung in schweren Mangellagen (Basis:  
VTM SR 531.32), siehe dazu auch Anhang 4.

5.	 Szenario Gasmangellage –  
Aufgaben Gemeinde

8	 www.ag.ch/energie > Bauen&Energie > energieberatungAARGAU > Gemeinden > Ihre Ansprechperson
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Aufgaben im Ereignisfall 

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Umsetzung der Sparmassnahmen im eigenen 
Bereich anordnen 

•	 Öffentlichkeit über allfällige Einschränkungen in 
den öffentlichen Dienstleistungen informieren 

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Öffentlichkeit zu eigenem Energiesparen aufru­
fen, in Abstimmung mit der Kommunikation von 
Bund und Kanton

Bereits in diesem Stadium haben die Gemeinden 
ein grosses Potenzial sowie eine Vorbildfunktion, 
um mitzuhelfen, einschneidendere Massnahmen 
zu verhindern. Um das Verständnis und die 
Akzeptanz der Bevölkerung zu gewinnen, orien­
tieren sich die kommunalen Massnahmen idea­
lerweise an jenen des Bundes und des Kantons 
bzw. werden interkommunal koordiniert. 

Empfehlung für mögliche freiwillige Massnahmen 

für Gemeindeverwaltungen und kommunale Be-

triebe (beispielhafte Auswahl)

•	 Einschränkung von Heizwärme: Senkung der 
Raumtemperatur um 3 Grad auf 18 – 20 Grad in 
öffentlichen Gebäuden der Gemeindeverwal­
tung, Bibliotheken, Gemeinschaftszentren sowie 
in Schulgebäuden 

•	 Temperaturreduktion um ein bis zwei Grad in 
Sportanlagen wie Hallenbädern, Schliessung 
von Wellnessangeboten in Sporteinrichtungen 

•	 Temperaturüberprüfungen bei vermieteten  
Gebäuden in Gemeindeeigentum (Gewerbeliegen­
schaften, Veranstaltungssäle, Restaurants usw.)

•	 Umschaltungen bei Zweistoffanlagen (sofern 
vorhanden; s.u.)

	Siehe Beispiele für mögliche Sparmassnahmen 
im Anhang 2.

•	 Vorbereitung der öffentlichen Kommunikation 
über Einsparungen auf Gemeindeebene, welche 
für Bevölkerung und Wirtschaft spürbar sind 

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Vorbereitung geeigneter Kommunikationsmass­
nahmen zur Unterstützung der Sparappelle von 
Bund und Kanton auf dem Gemeindegebiet 

•	 Allenfalls kann das RFO hier z. B. zur Kommunika­
tion beratend unterstützen.
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5.2 �Stufe 2: Umschaltungen Zweistoffanlagen

Per Verordnung ordnet der Bund die Umschaltung 
sämtlicher Zweistoffkunden von Gas auf Öl an.  
Zu diesem Zeitpunkt ist die Umschaltung bei jenen 
Zweistoffverbrauchern, bei denen die Umschaltung 
vertraglich vereinbart ist, bereits umgesetzt. 

Wo technisch möglich wird die Umschaltung direkt 
vom Erdgasnetzbetreiber (NBE) vorgenommen. In 
den anderen Fällen fordert dieser die 
Zweistoffverbraucher in seinem Netz verbindlich 
auf, die Umschaltung selbst durchzuführen. Jeder 
NBE ist verpflichtet, für sein Versorgungsgebiet 
eine eigene Kontrolle der durchgeführten 
Umschaltungen vorzunehmen und die 
Zweistoffverbraucher über mögliche Sanktionen 
bei Nichteinhalten zu informieren.

Überwacht und kontrolliert wird die Umsetzung 
der Umschaltungen durch das Bundesamt für 
wirtschaftliche Landesversorgung (BWL). Dieses 

kann Verwaltungsmassnahmen gemäss 
Landesversorgungsgesetz (LVG) anordnen 
(z. B. Entschädigung für zusätzliche Erdgas-Be­
schaffungskosten).

Zweistoffverbraucher mit vertraglich vereinbarter 
Umschaltung verfügen selber über einen 
Mindestvorrat an Ersatzbrennstoff (i. d. R. Heizöl). 
Sollte kein Heizöl mehr am Markt beschafft werden 
können, kann der Bundesrat Heizölpflichtlager im 
Umfang des Bedarfs aller gemeldeten 
Zweistoffanlagen für ca. 4,5 Monate freigeben.

Gemäss Schätzung des BWL führt die Umschaltung 
der Zweistoffanlagen zusammen mit den 
Sparappellen zu einer Einsparung beim 
Gasverbrauch von 20 %.

Die Gemeinden sind betroffen, sofern sie selber 

Zweistoffanlagen betreiben.

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Erfassung der Zweistoffanlagen in der Gemein­
deverwaltung bzw. den kommunalen Betrieben 
oder Gebäuden (mit und ohne vertragliche  
Umschaltungsvereinbarung)

•	 Beschaffung des Ersatzbrennstoffs Heizöl und 
Wartung der Heizölbrenner

•	 Sensibilisierung der betroffenen internen Stellen 
für das Szenario Umschaltung

Aufgaben im Ereignisfall

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Wo notwendig: Umsetzung der Umschaltung 
eigener Anlagen anordnen (Zweistoffanlagen 
mit vertraglicher Umschaltung werden  
automatisch umgeschaltet)

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Öffentlichkeit zum Befolgen der Vorgaben  
aufrufen
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5.3 �Stufe 3: Verbrauchseinschränkungen

Per Verordnung erlässt der Bundesrat Verbote bzw.  
Einschränkungen von bestimmten Anwendungen. 
Im Fokus stehen Maximaltemperaturen in Büros 
sowie öffentlichen und privaten Gebäuden sowie 
für die Warmwassererzeugung. Zusätzlich kann die 
Verwendung von Gas für die Beheizung von nicht 
genutzten Gebäudeteilen sowie für Schwimm- und 
Wellnessbäder und Saunen oder für konkrete 
Anwendungen wie Terrassen-Heizstrahler, 
Warmluftvorhänge usw. verboten werden. Der 
Bundesrat kann bestimmte Institutionen wie 
Spitäler, Praxisräume für medizinische 
Behandlungen, Geburtshäuser und Alters- und 

Pflegeheime von den Einschränkungen und 
Verboten ausnehmen.

Die Kantone sind mit der Kontrolle der Einhaltung 
der Massnahme beauftragt. Unter der Leitung des 
BVU und unter Einbezug der Kantonspolizei und 
der Regional- und Stadtpolizei wird ein Konzept 
erarbeitet. Es liegt zurzeit noch nicht vor.

Die Gemeinden sind direkt betroffen, wenn sie 

selber Gasbezüger sind sowie ggf. bei der Um- 

und Durchsetzung der Verbote bzw. Einschrän-

kungen.

Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Instruktionen zu potenziellen Anwendungsein­
schränkungen an Verwaltungseinheiten  
vorbereiten

•	 Technische Umsetzung der Reduktion der  
Heiztemperatur vorbereiten 

•	 Vorbereitung der öffentlichen Kommunikation 
über Einsparungen auf Gemeindeebene, welche 
für Bevölkerung und Wirtschaft spürbar sind.

Aufgaben im Ereignisfall 

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Anordnung über die verbindlich umzusetzenden 
Verbrauchseinschränkungen an Verwaltungsstel­
len und kommunale Betriebe erlassen

•	 Öffentlichkeit über Einsparungen auf Gemeinde­
ebene informieren, welche für Bevölkerung und 
Wirtschaft spürbar sind und zum Befolgen der 
Vorgaben aufrufen

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Umsetzung im Rahmen der eigenen Zuständig­
keiten (z. B. bei Bewilligungen für Anlässe)

•	 Mitwirkung bei der Kontrolle und Durchsetzung 
der Massnahmen
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5.4 �Stufe 4: Gaskontingentierung

Der Bundesrat schränkt per Verordnung die 
Erdgasbelieferung von Einstoffanlagen von nicht 
geschützten Verbrauchern ein9. Der Kontingen­
tierungssatz gibt an, wie hoch der Verbrauch im 
Vergleich zum Referenzverbrauch10 sein darf.  
Die Höhe orientiert sich an der konkreten Mangel- 
lage und kann regional unterschiedlich ausfallen 
(aufgrund regional unterschiedlicher Übertragungs- 
und Einspeisekapazitäten). Die Information an die 
Verbraucher ergeht durch die NBE.

Nicht geschützte Verbraucher:
•	 Industriebetriebe
•	 Bürogebäude 
•	 Sport- und Freizeitanlagen
•	 Lagerhallen
•	 Gewerbehäuser
•	 Öffentliche und private Schulen
•	 Verwaltungsgebäude (Gemeinde, Kanton, Bund)
•	 Restaurants, Hotels

Geschützte Verbraucher:
•	 Privathaushalte
•	 Spitäler, Alters- und Pflegeheime
•	 Polizei und Feuerwehr
•	 Betriebe zur Sicherstellung der Trinkwasser­

versorgung, Energieversorgung, Abwasser­
reinigung und der Abfallentsorgung

•	 Betreiber von Weichenheizungen auf dem 
nationalen Schienennetz

•	 Gasbezüger, welche Fernwärme für die obigen 
Verbraucher erzeugen

Grundsätzlich möglich ist der Handel mit 
Kontingenten. Entsprechende Plattformen sollen 
gemäss Bund in Eigenregie der Wirtschaft 
organisiert werden und sind bereits im Aufbau. Sie 
dienen einer marktorientierten Allokation der noch 
verfügbaren Erdgasmenge. 

Die KIO kontrolliert die Einhaltung der 
Kontingentierung und meldet allfällige Verstösse 
an das BWL. Das BWL kann Verwaltungsmass­
nahmen gemäss LVG anordnen, wie beispielsweise 
Entschädigung für zusätzliche Erdgas-Beschaf­
fungskosten, Abgabebeschränkungen, Abschaltung 
oder Zuteilungskürzungen für die nächste 
Bewirtschaftungsperiode. Vorbehalten bleiben die 
Strafbestimmungen bei Widerhandlungen gegen 
Massnahmen der wirtschaftlichen Landesversor­
gung gemäss Art. 49 LVG.

Ausnahmeregelungen für einzelne Verbraucher,  
die nicht als geschützt gelten, können nur  
durch den Bundesrat erlassen werden. Aktuell 
besteht keine Liste potenzieller Ausnahmen.

Gemeinden sind direkt betroffen, wenn sie 

Gasbezüger sind.

9	 Das Konzept der geschützten Verbraucher beruht auf einer EU-Verordnung (2017/1938). Da auf Solidaritätslieferungen aus der EU nur 
zugunsten der geschützten Verbraucher zugegriffen werden kann, muss sich die Schweiz ebenfalls an diese Unterscheidung halten. 
Änderungen im EU-Recht dürften auch eine Anpassung der geschützten Verbraucherkategorien in der Schweiz nach sich ziehen. 
Vgl. dazu bspw. EU-Notfallplan Gas, in Kraft seit 9. August 2022.

10	Referenzperiode: Diese umfasst in der Regel den zwölften Kalendermonat vor Beginn der Bewirtschaftungsperiode. Die Bewirtschaf-
tungsperiode beträgt jeweils einen Monat.
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Vorbereitungsaufgaben

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Identifikation und Bezifferung von Einspar­
möglichkeiten und Erstellung einer Verzichts- 
bzw. Eskalationsplanung entlang potenzieller 
Kontingentierungssätze (z. B. 70 %, 80 %, 90 %)

•	 Aufträge an Verwaltungseinheiten mit Gas­
anlagen zur Erarbeitung einer Eskalations­
planung inkl. Identifikation von Einschränkungen 
für die Öffentlichkeit

•	 Vorbereitung der öffentlichen Kommunikation 
über Einsparungen auf Gemeindeebene, welche 
für Bevölkerung und Wirtschaft spürbar sind

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Einsetzen RFO überprüfen

Aufgaben im Ereignisfall

Rolle Gemeinde als Energiebezügerin

•	 Umsetzung Kontingentierung in der Gemeinde­
verwaltung/kommunale Betriebe sicherstellen

•	 Bei Bedarf Bevölkerung über Einschränkungen in 
den öffentlichen Dienstleistungen orientieren

Rolle Gemeinde als verantwortliche Behörde

•	 Bei Bedarf allfällige Bewältigungsstrategien zur 
Abmilderung von versorgungs- und sicherheits­
problematischen Folgewirkungen umsetzen

•	 Umsetzung im Rahmen der eigenen Zuständig­
keiten (z. B. bei Bewilligungen für Anlässe)

Bei der Umsetzung der Gaskontingentierung  
ist es entscheidend, dass die Gemeinde Kenntnis 
über den Verbrauch der einzelnen Anlagen im 
fraglichen Zeitraum hat. Nur so kann sie  
den verordneten Kontingentierungssatz zuver­
lässig einhalten.

Mögliche zusätzliche Massnahmen für Gemeindever-

waltungen und kommunale Betriebe zur Erreichung 

der geforderten Einsparung (beispielhafte Auswahl):

•	 Zusammenlegung von Standorten oder teil­
weise Verlegung des Personals ins Home Office 
zur Einsparung von Gas für die Beheizung

•	 Reduzierte Öffnungszeiten oder Schliessung von 
Hallenbädern, Turnhallen usw.
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Zu den Aufgaben der Gemeinden gehört sowohl 
in  der Vorbereitungsphase als auch im Ereignisfall 
die Information der Öffentlichkeit. Dabei können 
die Gemeinden auch auf die Websites des Kantons 
und des Bundes verweisen und sich dadurch bei 
ihrem eigenen Informationsangebot auf 
gemeindespezifische Anliegen konzentrieren.

Der Kanton Aargau stellt unter  
www.ag.ch/mangellage grundlegende 
Informationen zum Thema Energiemangellage zur 
Verfügung. Die Website wird laufend ausgebaut, 
u. a. auch mit Informationen, die sich an die 
Gemeinden richten. Sobald es die Situation 
erfordert, schaltet der Kanton zusätzlich eine 
Hotline auf. Bereits heute können allgemeine 
Fragen an mangellage@ag.ch gerichtet werden. 
Für Fragen rund um das Energiesparen oder 
bauliche Massnahmen an Gebäuden steht die 
energieberatungAARGAU unter 062 835 45 40  
oder energieberatung@ag.ch zu Verfügung.

Die Website des Bundesamts für wirtschaftliche 
Landesversorgung www.bwl.admin.ch enthält 
ausführliche Informationen zur Versorgungslage 
der Schweiz und den Massnahmen im Fall einer 
Strom- oder Gasmangellage.

Zu den Inhalten der Energiesparkampagne  
des Bundes gelangt man über die Website  
www.nichtverschwenden.ch. Der Bund betreibt 
dazu unter der Nummer 0800 005 005 und der 
E-Mail-Adresse hotline@bwl.admin.ch eine Hotline. 
Diese Anlaufstelle beantwortet Fragen aus der 
Bevölkerung und der Wirtschaft zum Thema  
Stromsparen.

Seitens Kanton Aargau wird ab Mitte Oktober 2022 
eine kantonale Sensibilisierungskampagne 
unter #JedeKilowattstundeZaehlt gestartet.

6.	 Kommunikation und wichtige Kontakte
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7.1 �Anhang 1

Abkürzungsverzeichnis

BCM 	 Business Continuity Management / Kontinuitätsmanagement
BWL 	 Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung
GFO 	 Gemeindeführungsorgan
GWL 	 Gemeindestelle für wirtschaftliche Landesversorgung
KDWL 	 Kantonale/r Delegierte/r für wirtschaftliche Landesversorgung
KFS 	 Kantonaler Führungsstab
KIO 	 Kriseninterventionsorganisation für die Gasversorgung in ausserordentlichen Lagen
LVG 	 Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung (Landesversorgungsgesetz); SR 531
NBE 	 Erdgasnetzbetreiber
OSTRAL	 Organisation für die Stromversorgung in ausserordentlichen Lagen
RFO 	 Regionales Führungsorgan
VNB 	 Verteilnetzbetreiber (elektrische Energie)
VWLV 	 Verordnung über die wirtschaftliche Landesversorgung; SR 531.11
WL 	 Wirtschaftliche Landesversorgung
WLV 	 Verordnung zum Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung; LS 172.4

7.	 Anhang
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Beleuchtung •	 Verbot öffentliche Beleuchtung 00.30 – 05.00 Uhr 
•	 Verbot Reklame- und Dekorationsbeleuchtung (Schaufensterbeleuchtung, 

Leuchtreklame usw.)
•	 Verzicht auf nicht sicherheitsrelevante Aussen- und Gebäudebeleuchtungen, 

Objekt-/Anstrahlbeleuchtung, Logos sowie Verzicht auf Beleuchtungsver-
anstaltungen

•	 Im öffentlichen Raum sind angemessen reduzierte Weihnachtsbeleuch­
tungen vom 27. November 2022 (1. Advent) bis zum 6. Januar 2023 (Heilige 
Drei Könige) jeweils zwischen 16.00 Uhr und 23.00 Uhr möglich. Sofern 
nicht gänzlich darauf verzichtet werden soll, kann mit einer Akzentuierung 
an wenigen, zentralen Orten mit einem Minimum an elektrischer Energie 
eine weihnächtliche Stimmung geschaffen werden. 
Im privaten Raum sollen sich Betreiber von Weihnachtsbeleuchtungen 
ebenfalls an den Empfehlungen für den öffentlichen Raum orientieren.

•	 Für Weihnachtsbeleuchtungen, die anstelle von Strassenbeleuchtungen 
eingesetzt werden, gelten die Empfehlungen für Strassenbeleuchtungen.

Strassenbeleuchtung •	 Konsequente Nachtabschaltung (beispielsweise 00.30–05.00 Uhr) auf  
Gemeinde- und Quartierstrassen prüfen und umsetzen, wo es für die  
Wahrung der Verkehrssicherheit vertretbar und technisch umsetzbar ist.

Geräteanwendungen •	 Für Werbezwecke: z. B. Verbot Bildschirme und Beamer, die zu Werbezwe­
cken verwendet werden 

•	 Im Gewerbe- und Dienstleistungsbereich, z. B. Gastronomie und Detail­
handel: Verbot des Betriebs von Getränkekühlern (ausser für verderbliche 
Getränke; Kühlräume sind nicht betroffen) 

•	 Im Wellness- und Komfortbereich, z. B. Verbot private Whirlpools,  
Saunas, Infrarotkabinen, Dampfbäder, Solarien

•	 Reduktion des Einsatzes von Liftanlagen

Mobilität 
(insb. Elektromobilität) 
und Verkehrsinfra
struktur 

•	 Einschränkung private Nutzung von Elektroautos: Einsatz ist nur für  
zwingend notwendige Fahrten gestattet (z. B. Berufsausübung, Einkäufe, 
Arztbesuche, Besuch von religiösen Veranstaltungen, Gerichtstermine) 

•	 (Zeitweises) Verbot der Nutzung von Schnellladestationen für Elektro­
fahrzeuge mit einer Ladeleistung >11 kW. Not- und langsames Laden sind 
weiterhin erlaubt.

7.2 �Anhang 2

Nachstehende Tabelle enthält eine beispielhafte und 
unverbindliche Aufzählung von möglichen 
Verbrauchseinschränkungen im Bereich Strom. 

Konkret geltende Einschränkungen und Verbote 
werden erst beim Erlass der entsprechenden 
Verordnung durch den Bundesrat bekannt sein.
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Sport-, Kultur-  
und Freizeitaktivitäten 
resp. -veranstaltungen 

•	 Einschränkung der Durchführung von Sport- und Kulturveranstaltungen 
(inkl. öffentliche Filmvorführungen) auf vorgegebene Zeiten 

•	 Reduktion der Öffnungszeiten von kommunalen Gebäuden und Angeboten 
(Bibliotheken, Turnhallen, Badeanlagen)

•	 Temperaturreduktion um ein bis zwei Grad in Sportanlagen wie Hallen­
bädern, Schliessung von Wellnessangeboten in Sporteinrichtungen

•	 Verbot des Betriebs von Frei- und Hallenbädern (private und öffentliche)
•	 An Weihnachtsmärkten ist auf eine der Lage entsprechend reduzierte  

Beleuchtung zu achten. Auf elektrische Heizgeräte ist zu verzichten.

Wärme- und Kälte
anwendungen 
(inkl. Raumwärme) 

•	 Verbot mobiler Heiz- und Klimageräte sowie Ventilatoren 
•	 Komfortorientierte Raumklimatisierungsanlagen von Oktober bis Mai 2023 

ausschalten
•	 Einschränkung von Heizwärme: Senkung der Raumtemperatur um 3 Grad 

auf 18 – 20 Grad.
•	 Reduktion des Einsatzes von Lüftungsanlagen (Luftmenge, Einsatzzeit)

Warmwasser •	 Warmwasseraufbereitung auf 60 Grad reduzieren, sofern aus hygienischen 
und gesundheitlichen Gründen gewährleistet werden kann, dass 
die Temperatur bei den Entnahmestellen mindestens 50 Grad beträgt

Die in der obenstehenden Tabelle kursiv geschriebenen Massnahmen werden 
durch den Kanton in den verwaltungsinternen Gebäuden umgesetzt.
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Massnahme Stufe Strom Betroffene Verbraucher Stufe Gas Betroffene Verbraucher 

Sparappelle 1 alle Verbraucher 1 alle Verbraucher 

Umschaltung  
Zweistoffanlagen 

– – 2 Betreiber von Zweistoffanlagen  
(Betrieb mit Heizöl EL anstelle von Gas 
möglich) 

Einschränkungen / 
Verbote 

2 Betrifft nicht zwingend benötigte  
Geräte und Anlagen wie Saunen, 
Leuchtreklamen etc. Der Bundesrat 
entscheidet über die konkreten  
Einschränkungen erst mit dem Erlass 
der entsprechenden Verordnung. 

3 Betrifft bspw. Senkung der Heiztem­
peratur in öffentlichen und privaten 
Gebäuden und Büros sowie das Verbot 
bestimmter Geräte (z. B. Heizstrahler) 
und Anwendungen (z. B. Wärmeerzeu­
gung in Schwimmbädern und Saunen). 
Der Bundesrat entscheidet über die 
konkreten Einschränkungen erst mit 
dem Erlass der entsprechenden Ver-
ordnung. 

Kontingentierung 3 Betrifft nur Grossverbraucher  
(> 100 MWh/a); betrifft auch alle 
kritischen Infrastrukturen (KI),  
wenn sie Grossverbraucher sind. 
Keine Ausnahmen vorgesehen;  
allfällige Ausnahmen nur möglich 
durch Entscheid Bundesrat (BVO) 

4 Betrifft alle Verbraucher (unabhängig 
vom Verbrauch) 
Ausnahme Anlagen geschützter End­
verbraucher und KI: 
a)	 Haushalte (Wärmeversorgung) 
b)	 soziale Dienste ohne Bildung und 

öffentliche Verwaltung (Gesund­
heitsversorgung, soziale Versor­
gung, Notfall, Sicherheit) 

c)	 Fernwärmeanlagen, sofern sie 
Wärme für Verbraucher nach a) und 
b) liefern und keinen Brennstoff­
wechsel vornehmen können. 

Bsp. für geschützte Endverbraucher: 
•	 Ein- und Mehrfamilienhäuser
•	 öffentliche und private Spitäler
•	 Alters- und Pflegeheime
•	 Polizei, Ambulanz, Feuerwehr
•	 Trinkwasserversorgung, Energie­

versorgung, Abwasserreinigung, 
Abfallentsorgung

•	 Betreiber von Weichenheizungen 
auf dem nationalen Schienennetz

•	 Gasfernwärme, die nur Verbraucher 
dieser Kategorie versorgt.

Bsp. für nicht geschützte End- 
verbraucher *:
•	 Industriegebäude, Bürogebäude
•	 Sport- und Freizeitanlagen
•	 Lagerhallen, Gewerbehäuser 
•	 öffentliche und private Schulen 
•	 Verwaltungsgebäude (Gemeinde, 

Kanton, Bund)
•	 Restaurants, Hotels

7.3 �Anhang 3

Nachstehende Tabelle beinhaltet eine Übersicht 
über betroffene Verbraucher bei den Massnahmen 
in einer Strom- oder Gasmangellage gegliedert 

nach Eskalationsstufen der wirtschaftlichen 
Landesversorgung.
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Massnahme Stufe Strom Betroffene Verbraucher Stufe Gas Betroffene Verbraucher 

Abschaltung 4 Falls netztechnisch möglich, sind 
nachstehende ‹versorgungsrelevante 
Verbraucher› geschützt **: 
•	 Mediz. Grundversorgung (Spitäler, 

Kliniken, Pflegeeinrichtungen)
•	 Einsatz von Polizei, Feuerwehr,  

Rettungsdienste sowie einsatzrele­
vanten Systemen und Infrastruktu­
ren der Armee

•	 Sicherheit der Strafuntersuchungs- 
und Strafvollzugsanstalten

•	 Wasserversorgung und Abwasser­
reinigung

•	 Betrieb von Telekommunikation  
und Übermittlung von Radio- und 
Fernsehsender 

•	 Betrieb von Bahn- und Strassen­
tunnels

•	 Betrieb von Bahnstrom für  
konzessionierte Transportunterneh­
men (KTU)

**: Diese Schutzoption von ver­
sorgungsrelevanten Verbrauchern 
bedingt, dass die Netztopologie des 
Stromveteilnetzes über entsprechende 
Voraussetzungen verfügt. Dies ist mit 
dem lokal zuständigen VNB zu klären.

*: Zu beachten bezügl. Kontingentie­
rung nicht geschützter Endverbraucher: 
•	 Ausnahmen für einzelne Verbrau­

cher kann nur der Bundesrat erlas­
sen. Es gibt im Moment keine Liste 
der Ausnahmen. Ein Erlass würde 
sich an den Bestimmungen allfälli­
ger Solidaritätsabkommen mit den 
Nachbarländern orientieren. 

•	 Aufgrund regional unterschiedlicher 
Übertragungs- und Einspeiseka­
pazitäten aus dem überregionalen 
Hochdrucknetz sind regional diffe­
renzierte Kontingentierungssätze 
möglich.
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Merkblatt «Sofortmassnahmen Strommangellage
2022/23 für Wasserversorgungen»

Das folgende Merkblatt soll Wasserversorgungen 
helfen, sich besser auf mögliche generelle 
Netzabschaltungen von einigen Stunden 
vorzubereiten.

Grundsätzliches zur Ausgangslage:

Die Wasserversorgungen sind in aller Regel mit 
folgenden Massnahmen auf kurze Stromversor­
gungsunterbrüche von einigen Minuten oder 
wenigen Stunden vorbereitet:

1. 	Speicherung von Wasser in den Reservoiren, 

welches die Versorgung sämtlicher Bezüger 
während mindestens 2 Stunden auch bei 
maximalem Bedarf gewährleistet (Störreserve). 
In den Wintermonaten mit geringerem 
Wasserverbrauch kann mit dem gesamten 
Speichervolumen inkl. Tagesausgleich je nach 
Betriebssituation die Versorgung in der Regel 
über eine Dauer von 6 – 24 Stunden ohne Strom 
aufrechterhalten werden.

2. 	Die Anlagen (Reservoire, Grundwasserpumpwerke, 
Stufenpumpwerke) verfügen in der Regel über 
lokale speicherprogrammierbare Steuerungen 

SPS, welche über 24 V Akkus (DC = Gleichstrom) 
für einige Stunden die automatische Überwachung 
innerhalb der Anlage und die Kommunikation mit 
dem Prozessleitsystem aufrechterhalten können. 
Ebenso ist die Alarmierung innerhalb der 
Steuerung in der Regel über 24 V abgesichert. 

	 Die Alarmierung über das Mobilfunknetz ist 
abhängig von dessen Funktionszustand.

3. 	Das Prozessleitsystem PLS in der Betriebswarte 
ist in der Regel mit einer USV-Anlage ausgerüstet 
(Unterbrechungsfreie Strom-Versorgung 230 V), 
welche den Rechner nach einer festgelegten 
Zeitspanne ohne Netzstrom (beispielsweise  
15 Minuten) oder einer bestimmten Restkapazität 
des Akkus (z. B. 20 %) kontrolliert herunterfährt. 
Sobald der Netzstrom wieder einschaltet, wird 
das Prozessleitsystem automatisch 
hochgefahren.

Die untenstehende Checkliste bezieht sich auf die 
folgenden drei Schutzlevel bezüglich Stromausfall:

Level 1: Stromausfall von einigen Minuten oder 
wenigen Stunden (Standard)
Level 2: Stromausfall bis max. 12 Stunden 

(Netzabschaltung von einigen Stunden); 

ohne Wassergewinnung und -Verteilung mittels 

Notstrom

Level 3: Stromausfall von mehr als 12 Stunden bis 
mehrere Tage (Blackout) mit Wassergewinnung 
und -verteilung mittels Notstrom (nicht dargestellt)

Hinweis zu Level 2 (Netzabschaltungen):  

Einige Kantone prüfen Netzabschaltungsszenarien 

von 1 x 4 h bis maximal 3 x 4 h pro Tag.

7.4 �Anhang 4

Auszug aus dem Merkblatt «Sofortmassnahmen Strommangellage 2022/23  
für Wasserversorgungen», Version 1.2 vom 3.10.2022

Abdruck mit Einwilligung von Waldburger Ingenieure AG, 5000 Aarau
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1. Organisation E / E = erforderlich auf Level 1 / Level 2
P = prüfen, da bereits auf Level 1 erforderlich

1 2 [3]

Ziel Organisation ist auf Netzabschaltungen vorbereitet

•	 Dokumentation Relevante Dokumente (QS/TWM/Pläne/etc.) sind auf Papier oder strom­
los verfügbar

E P

•	 Personal Kompetenzen, Zuständigkeiten und Stellvertretungen sind geklärt

Erhöhten Personalaufwand für Notbetrieb sicherstellen inkl. Schicht­
betrieb (z. B. weitere Personen nebst Brunnenmeister/Stv.) mit Zugang 
und Kenntnissen zu den Anlagen und dem Leitsystem

E P

E

•	 Versorgungs
konzept

Notversorgungskonzept bei Ausfall einzelner Anlagen ist bekannt

Kategorisierung und Priorisierung der Anlagen aus versorgungstechni­
scher Sicht

Notversorgungskonzept bei Ausfall aller stromabhängigen Anlagen

Wasserbilanzen bei 12 h oder 16 h Stromversorgung pro Tag berechnen

Prüfung / Koordination / Absprache mit den benachbarten WV  
bezüglich Priorisierung der vertraglich zugesicherten Wasserlieferung / 
Wasserabgabe

Gibt es kritische Bezüger (z. B. Spitäler, Landwirtschaft), welche bei 
einem eingeschränkten Betrieb bevorzugt behandelt werden?

E P 

E

E

E

E

E

•	 Risikoanalyse 
Wasserqualität

Auch kurzzeitige Stromausfälle können erhebliche Auswirkungen auf 
die Rohwasserqualität haben. Eine Risikoanalyse bei den Wasser­
gewinnungsanlagen auf kritische Anlagen im Einzugsgebiet vornehmen. 
Betrifft insbesondere:
•	 Abwasserpumpwerke und -Entlastungen
•	 Industriebetriebe (Störfallverordnung)

E P

•	 Kommunikation 
intern

Kommunikation über Funkgeräte sicherstellen als Alternative zum 
Mobilfunknetz (fällt nach 20–30 Minuten ohne Strom aus).  
Prüfen der Funkverbindungen zwischen den relevanten Anlagen.

E

•	 Information Informationskonzept für die Bevölkerung

Spezifische Informationen für die Bevölkerung vorbereiten, für jeden 
denkbaren Betriebszustand.

E P

E

•	 Ausrüstung Sind genügend batteriebetriebene Beleuchtungen (Stirnlampe / LED-
Scheinwerfer) und Lademöglichkeiten resp. Ersatzbatterien vorhanden

E P
E

•	 Ausbildung Die Massnahmen und das Versorgungskonzept bei Netzabschaltungen 
sind bekannt

E
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2. Stromversorgung E / E = erforderlich auf Level 1 / Level 2
P = prüfen, da bereits auf Level 1 erforderlich

1 2 [3]

Ziel Klärung der möglichen Abschaltszenarien

Koordination EVU Anlageliste der WV mit dem zuständigen Elektroversorgungsunter­
nehmen (EVU) bearbeiten bezüglich priorisierter Stromversorgung / 
technisch möglichen Ausnahmen von der Netzabschaltung:

a)	 Autonome Trafostationen von WV-Anlagen
b)	 WV-Anlagen im allgemeinen Stromnetz
c)	 Prozessleitsystem in der Betriebswarte
d)	 Koordination / Funktionalität bei stromnetzübergreifenden Systemen 

(eigene Anlagen und auch Wasserabgaben / Wasserbezüge 
von Nachbarversorgungen)

E

Notstromaggregate Welche kleineren Notstromaggregate sind verfügbar, um z. B. die Be­
triebswarte mit dem PLS oder eine UV-Anlage bei frei zufliessendem 
Quellwasser zu versorgen?

Bestehen genügend Treibstofflager resp. Lieferverträge für die vorhan­
denen Notstromaggregate?

E 

E
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3. Steuerung E / E = erforderlich auf Level 1 / Level 2
P = prüfen, da bereits auf Level 1 erforderlich

1 2 [3]

Ziel Möglichst lange automatisierten Betrieb und Überwachung 
aufrechterhalten

Prozessleitsystem /  
Betriebswarte

a) 	Prüfung der Funktion und der Einstellung der USV (230 V) für 	
den Rechner und die Kommunikation

	 • 	 Einstellung anpassen für möglichst lange Laufzeit 
(Herunterfahren erst bei Erreichen einer Restkapazität)

	 • 	 Testen der Laufzeit / Funktionalität der USV bei Stromabschaltung
b) 	Erhöhung der Autonomiezeit der USV resp. des PLS
	 • 	 Erhöhung der Akkukapazität der USV
	 • 	 Notstromversorgung 230 V des PLS / der Betriebswarte prüfen
c) 	Prüfung der Alarmierung bei Stromausfall (in der Regel separat über 

24 V DC)
d) 	Zugriff auf Leitsystem vor Ort prüfen (Ausfall Onlinezugriff)

E P

E

E

E

Aussenanlagen 
(GWPW, STPW, 
QWPW, Reservoire 
etc.)

Überprüfung der Funktion und Laufzeit der 24-V-DC-Akkus
•	 Ersatz oder Ergänzung der Akkus
•	 Dokumentation der Laufzeiten

E P
E

Betrieb Überprüfung der Funktion und Laufzeit der Steuerung bei einem länge­
ren Stromausfall gleichzeitig in allen Anlagen
•	 Identifikation von kritischen Elementen und Verbindungen 

zwischen den Anlagen (Funk, DSL, GSM, Signalkabel)
•	 Abstimmung der Laufzeiten der einzelnen Anlagen
•	 Testen der manuellen Steuerung von relevanten Anlagen  

inkl. Dokumentation
•	 bautechnische Anpassungen (z. B. Manometer für Anzeige 

der Wasserstände im Reservoir)
•	 Notfallnummern der Steuerungsfirma vorhanden

E
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4. Anlagen E / E = erforderlich auf Level 1 / Level 2
P = prüfen, da bereits auf Level 1 erforderlich

1 2 [3]

Ziel Notbetrieb ohne Strom sicherstellen, Schäden an Anlagen vermeiden

Notbeleuchtung Überprüfung der Funktion und Laufzeit der batteriebetriebenen Not­
beleuchtung in allen Anlagen
•	 mind. 2 Stunden Laufzeit

E P

Reservoire Reservoire «hoch» bewirtschaften, um das Speichervolumen für 
Unterbrüche möglichst gross zu halten (z. B. Brauchwasservolumen nur 
in einem engen Band von 10–20 % bewirtschaften)

E

Pumpwerke Bei bekannten Netzabstellzeiten den Betrieb der Grundwasser­
pumpwerke manuell blockieren, um Notabschaltungen mit Druck­
schlägen zu verhindern

E

Kritische Anlageteile Kritische Anlageteile kennen und wenn möglich absichern
•	 Regenwasserpumpen / Entwässerungspumpen
•	 Frostschutzanlagen (z. B. bei Brückenleitungen)
•	 Notüberläufe testen (der manuelle Betrieb kann zu Überlauf z. B. bei 

Reservoiren führen)
•	 Klappenstellungen prüfen, Verhalten stromlos (Absperrklappen, 

Löschklappen, Ausgleichsteuerung)

E

Frei zufliessendes 
Quellwasser

Falls über UV-Anlage geführt:
a)	 Prüfung der Funktion Verwurf bei Stromausfall
b)	 Prüfung einer Notstromversorgung
c)	 Prüfung, ob das Wasser ohne UV-Anlage eingespiesen werden kann 

(in Absprache mit dem zuständigen kantonalen Amt für die Trink­
wasserkontrolle, in Abhängigkeit der bisherigen Messungen vor der 
UV-Anlage, den Witterungsverhältnissen, Trübungsverhalten etc.)

d)	 Technische Machbarkeit der Quellnutzung ohne UV-Anlage prüfen
e)	 Einsatz von Notchlorierung (Dosierung, Verfügbarkeit/Lagerung, 

Information der Bevölkerung) prüfen

E P
E
E

E
E

Hinweis: Es handelt sich bei dem vorliegenden Merkblatt und der Checkliste 
um eine Praxishilfe ohne Anspruch auf Vollständigkeit. Die Massnahmen  
sind spezifisch für jede Wasserversorgung durch die jeweiligen Verantwort­
lichen festzulegen.

Dossier Strommangellage des Schweizerischen Verbands des Gas- und  
Wasserfachs (SVGW) zur Trinkwasserversorgung: 
www.svgw.ch/wasser/dossiers/dossier-strommangellage
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7.5 �Anhang 5

Nachstehende Karte gibt Auskunft darüber,  
welche Gemeinden über leitungsgebundene und 
nicht leitungsgebundene Gaskunden verfügen.
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